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(Nr. 12616.) Geſetz über Anderung des Beſteuerungsrechts der jüdiſchen Religionsgefellſchaften im ehe⸗ 
maligen Kurheſſen. Vom 31. Juli 1923. 
Der Preußiſche Landtag hat für das Geltungsgebiet der kurheſſiſchen Verordnung vom 30. De- 
zember 1823, die gemeinheitlichen Verhältniſſe der Ifraeliten betreffend, und des kuͤrheſſiſchen 
Geſetzes vom 29. Oktober 1833 zur gleichförmigen Ordnung der beſonderen Verhältniſſe der 
Ifraeliten (kurheſſiſche Geſetzſamml. 1823 Nr. XII S. 87, 1833 Nr. XVI S. 144) folgendes 
Geſetz beſchloſſen: 9 1 
Die §§ 17 bis 21 des kurheſſiſchen Geſetzes vom 29. Oktober 1833 werden er 
§ 2. 

Als Maßſtab der Umlegung der bisher ch die Klaſſenſteuer aufgebrachten Gemeinde- und 
Provinziallaſten (8 44 ff. und 49 ff. der kurheſſiſchen Verordnung vom 30. Dezember 1823) dient 
die Reichseinkommenſteuer. 

Die Erhebung erfolgt in der Form von Zuſchlägen. 

Die Veranlagung geſchieht durch die Gemeindeälteſten. 


3. 


Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1923, im Bezirke des Vorſteheramts Fulda 
mit Wirkung vom 1. April 1923 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 31. Juli 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Siebel) a Braun. Boelitz. 
Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1261612623.) E 70 
Ausgegeben zu Berlin den 11. September 1923. 
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(Nr. 12617.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Staatsmittel für den durch Geſetz vom 


9. Juni 1913 (Geſetzſamml. S. 343) angeordneten Ausbau von Waſſerkräften im oberen 
Quellgebiet der Weſer (III. Nachtragskreditgeſetzz. Vom 5. September 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
St: 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für den Ausbau von Waſſerkräften im oberen 
Ouellgebiet der Weſer über die in den Geſetzen vom 9. Juni 1913 GGeſetzſamml. S. 343), vom 
7. Juli 1920 GGeſetzſamml. S. 242) und vom 20. April 1922 (Geſetzſamml. S. 110) bereit⸗ 
geſtellten Mittel von 10 500 000 Mark + 30 500 000 Mark ＋ 55 205 300 Mark — 
96 205 300 Mark hinaus zur Deckung von Mehrkoſten der im Bau e Anlagen und 
zur Ausführung von Ergänzungsanlagen einen weiteren Belrag bis zu 27.000 000 000 Mark 
(ſiebenundzwanzig Milliarden Mark) nach Dale der von dem zuſtändigen . feſtzuſtellenden 
Pläne zu verwenden. 

9 2. 


(1) Der U er wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 bewilligten Summe eine 
Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. 
Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die 
Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1ù vom Hundert des für den Anleihezweck auf— 
genommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
‚find 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe ee oder auf bewilligte Anleihen 
verrechneten Beträge anzuſetzen. 


(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 

(3) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf in- und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 


() Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 


(5) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Rennbetrage 
beſchafft werden. 


(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanwelſungen oder Wechſel beſtimmt. ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der 
Umlauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatz, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 


die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 


§ 3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


a Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 5. September 1923. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. b. Richter, Siering. 


Gr. 12618.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Staatsmittel für den durch Geſetz vom 8. Mai 1916 
angeordneten Ausbau von Waſſerkräften des Mains (3. . Vom 
5. September 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
$1. : 

2 Staatsminiſterium wird ermächtigt, für den Ausbau der infolge der Mainkanaliſierung 
entſtandenen Stauſtufen bei M ainkur, Keſſelſtadt und Groß Krotzenburg zur Gewinnung elektriſcher 
Energie und für die Herſtellung einer Verbindungsleitung mit den ſtaatlichen Kraftwerken im oberen 
Quellgebiet der Weſer über die in den Geſetzen vom 8. Mai 1916 (Geſetzſamml. S. 95) und vom 

7. Juli 1920 (Geſetzſamml. S. 421) ſowie vom 20. April 1922 (Geſetzſamml. S. 108) bereit⸗ 
gelen Mittel von 6 200 000 Mark + 25 573 000 Mark + 44 272.000 Mark = 76 045 000 Mark 
hinaus zur Deckung von Mehrkoſten den Betrag bis zu 2000 000 000 Mark (zwei Milliarden Mark) 
nach Maßgabe der von dem zuſtändigen Miniſter feſtzuſtellenden Pläne zu verwenden. 


82; 3 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 bewilligten Summe eine 
Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. 
Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die 
Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck aufge 
nommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Sinfen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen 
verrechneten Beträge anzuſetzen. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 

705 


(3) Die Schuldverſchreibungen, Schatz anweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Mechfel 


können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 


auf in» und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 
(1) Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 
(5) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 


Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Neunbetrage 


beſchafft werden. Kg : 
(o) Schuldverſchreibungen, S und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 


Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 


Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der 
Umlauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Umlaufsfähigfeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

(5) Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins⸗ oder Diskont 
ſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchen. 
Kurſe die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, be⸗ 
ſtimmt der Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes 


ſowie der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 


mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 5. September 1923. 


b N Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Segel) sn Braun. v. Richter. Siering. 


(Nr. 12619.) Geſetz, betreſſend die Bereitſtelluug weiterer Staat tsmittel für den Ausbau des Erz⸗ und 
des Eiſenkais am neuen Binnenhafen in Emden. Vom 5. September 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für den Ausbau des Erz⸗ und des Eiſenkais am 
neuen Binnenhafen in Emden einen Betrag bis zu 160 000 000 000 Mark (einhundertſechzig 
Milliarden Mark) einſchließlich des bereits bewilligten Betrags von 2500000000 Mark nach 
Maßgabe der von dem zuſtändigen Miniſter feſtzuſtellenden Pläne zu verwenden. 
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N 8.2, 3 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 erwähnten Aufwendungen 
eine Anleihe durch Verausgabung von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. Die Verwaltung der 
Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die Anleihe iſt in der Art 
zu tilgen, daß jährlich 1½ vom Hundert des für den Anleihezweck aufgenommenen Schuldkapitals 
unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert 
der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen verrechneten Beträge 
anzuſetzen. 8 g 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
find von zwei Mitgliedern der Hauptrerwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können 
auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis auf in. 
und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. EN 

(i) Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 


(5) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn⸗ 
betrage beſchafft werden. 


(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der Um- 
lauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatz, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für die Zahlung im Ausland überlaſſen. 


83 
8 . 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs: 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 5. September 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Gebel) Braun. v. Richter. Siering. 


e 


(Nr. 12620.) Geſetz, betreffend Beteiligung des Preußiſchen Staates an einer zu gründenden Altiengejell- 
{haft für den Bau zweier Stauſtufen im unteren Main und Ausnutzung dieſer ſowie einer 
vorhandenen weiteren Stauſtufe zur Gewinnung elektriſchen Stromes. Vom 6. September 1923. 


Dae Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


N Sl. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt: 

a) ſich an einer zu gründenden Aktiengeſellſchaft für den Ausbau zweier Stauſtufen im 
unteren Main bei Eddersheim und Schwanheim ſowie für die Errichtung von Kraft— 
werken zur Gewinnung elektriſchen Stromes an den genannten Stauſtufen und der bereits 
vorhandenen bei Koſtheim durch Übernahme von Stammaktien im Betrage von 5 vom 
Hundert der geſamten Baukoſten bis zum Höchſtbetrage von 15 Milliarden Mark zu 
beteiligen, ſobald die Aufbringung der übrigen Baukoſten von anderer Seite geſichert ift; 

b) zu dem gleichen Zeitpunkte zuſammen mit dem Reiche und dem Staate Heſſen die Bürg— 
ſchaft für die Verzinſung der auszugebenden Schuldverſchreibungen bis sum Höchſtbetrage 
von 75 Milliarden Mark zu übernehmen. 


9 2. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 bewilligten Aufwendungen 
eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzu— 
nehmen. Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. 
Die Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck auf 
genommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung d der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen 
verrechneten Beträge anzuſetzen. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von 8 Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 

e) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf in- und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar, ferner auch auf Einheiten von 
Sachwerten (Tonnen Kali, Zenkner Roggen uſw.) geſtellt werden. 

(4) Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. , 

be) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der 
Umlauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 


„ 


die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Ab. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. f 


83 
8 „ 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find. gewahrt. 


Berlin, den 6. September 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Siegel) Braun. v. Richter. Siering. 


(Ar. 12621.) Verordnung über die Einführung des Geſetzes über die Form der Auflaſſung vom 13. Mai 1918 
im Gebietsteile Pyrmont. Vom 3. September 1923. 


9 §1 Abſ. 1 und der § 2 des Geſetzes über die Form der Auflaſſung vom 13. Mai 1918 (Geſetzſamml. 
S. 51) werden auf Grund des § 5 Ziffer III Abſ. 2 des Staatsvertrags zwiſchen Preußen und Waldeck. 
Pyrmont vom 29. November 1921 (Geſetzſamml. 1922 S. 41) mit dem Tage der Verkündung dieſer Verordnung 
im Gebietsteile Pyrmont eingeführt. 


Berlin, den 3. September 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


(Nr. 12622.) Verordnung über die Ausdehnung der Geſchäftsbezirke landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) 
d Kreditanſtalten auf Teile der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen. Vom 4. September 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium verordnet auf Grund des § 19 Ab. 2 des Geſetzes über die Neuordnung 


der kommunalen Verfaſſung und Verwaltung in der Oſtmark vom 21. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 171), 
was folgt: 
88 

Der Geſchäftsbezirk des Neuen Braudenburgiſchen Kredit⸗Juſtituts wird auf die Kreiſe Deutſch Krone, 
Flatow und Schlochau der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen ausgedehnt. 

Der Engere Ausſchuß des Neuen Brandenburgiſchen Kredit⸗Inſtituts hat die weiteren Anordnungen 
zur Durchführung dieſer Vorſchrift zu treffen. Er iſt befugt, diefe Ermächtigung für die Dauer der Mit⸗ 
verwaltung des Neuen Brandenburgiſchen Kredit⸗Inſtituts durch die Kur und Neumärkiſche Haupt⸗Ritterſchafts⸗ 
Direktion der Kur- und Neumärkiſchen Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion zu übertragen. 


§ 2. 

Die Geſchäftsbezirke der Pommerſchen Landſchaft und der Neuen Pommerſchen Landſchaft für den 
Kleingrundbeſitz werden auf die im § 2 Ab. 6 des Geſetzes über die Neuordnung der kommunalen Verfaſſung 
und Verwaltung in der Oſtmark vom 21. Juli 1922 genannten Teile der ehemaligen Kreiſe Neuſtadt (Weſtpr.) 
und Karthaus, der Geſchäftsbezirk der Pommerſchen Landſchaft außerdem auf die zum Geſchäftsbezirke der 
Weſtpreußiſchen Landſchaft gehörenden Güter im Kreiſe Belgard und Neuſtettin ausgedehnt. 
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Der Engere Ausſchuß der Pommerſchen Landſchaft und der durch die vier Meiſtbeteiligten der Neuen 
Pommerſchen Landſchaft für den Kleingrundbeſitz ($ 36 der Satzung der Neuen Pommerſchen Landſchaft für 
den Kleingrundbeſitz) verſtärkte Engere Ausſchuß der Pommerſchen Landſchaft haben die weiteren Anordnungen 
zur Durchführung dieſer Vorſchrift zu treffen. 

8 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 4. September 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff.“ Wendorff. 
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(Nr. 12623.) Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung des 
Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 
(Geſetzſamml. S. 254) und vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S. 27). Vom 1. Auguſt 1923. 


Auf Grund des $ 3 des Geſetzes, betreffend die Dienſtbezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 (Geſetzſamml. 
S. 169) werden im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Juſtizminiſter und dem Preußiſchen Finanzminiſter 
die Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 
(Geſetzſamml. S. 254) und des dazu ergangenen Nachtrags vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S. 27) mit 
Wirkung vom 1. Auguſt 1923 an durchweg auf das 22 000 fache erhöht. 
f Ferner wird die Vorſchrift unter laufender Nr. 10 des Tarifs über die Gebühren der Kreistierärzte in ge⸗ 
richtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) vom 1. Auguſt 1923 ab wie folgt geändert: 
Schreibgebühren für Neinfchriften, ſofern der Veterinärbeamte fie nicht ſelbſt anfertigt, für die 
Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, auch wenn die Herſtellung 
auf mechaniſchem Wege ftattgefunden hat, 5 000 Mark. Jede angefangene Seite wird voll gerechnet. 
Der Erlaß vom 20. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 419), betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten, wird mit Ablauf des 31. Juli 1923 aufgehoben. 
Berlin, den 1. Auguſt 1923. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


In Vertretung: 
Ramm. 


AN Bekanntmachung. 
Aach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 

1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Juli 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Geſamtſchulverband Egels-Popens im Kreiſe Aurich für die Anlage eines 
Spiel- und Turnplatzes für die Schule in Egels, durch das Amtsblatt der Regierung in Aurich 
Nr. 33 S. 203, ausgegeben am 18. Auguſt 1923; 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 23. Juli: 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Vohwinkel für die Anlage eines öffentlichen Spiel und 
Sportplatzes, durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 32 S. 303, ausgegeben am 
11. Auguſt 1923. 5 
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Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


